
Breite Unterstützung fand bei der Bevölkerung die Feststellung 
in der neuen, sozialistischen Verfassung, daß die DDR und ihre Bür- 

DOKUMENTE ger die schrittweise Annäherung der beiden deutschen Staaten bis zu 
ihrer Vereinigung auf der Grundlage der Demokratie und des Sozia
lismus erstreben. Es wurde gewürdigt, daß die DDR konsequent eine 
Politik im Interesse der ganzen Nation betreibt. Gleichzeitig wurde 
immer wieder Unterstrichen: Voraussetzung für die Vereinigung ist, 
daß in Westdeutschland die grundlegenden Bestimmungen des Pots
damer Abkommens erfüllt, daß Militarismus und Nazismus mit den 
Wurzeln ausgerottet werden. Voraussetzung für die Vereinigung ist, 
daß in Westdeutschland eine Demokratisierung des gesamten gesell
schaftlichen Lebens erfolgt. Das wird zweifellos erst möglich sein, 
wenn die Arbeiter, werktätigen Bauern, kleinen Gewerbetreibenden, 
Intellektuellen und andere jetzt unterdrückte Schichten, die die Mehr
heit des Volkes bilden, über die Gestaltung des gesellschaftlichen Le
bens in der Bundesrepublik entscheiden.

Auch in Westdeutschland hat die sozialistische Verfassung der 
DDR und die breite Volksaussprache beträchtliches Interesse ge
funden. Daran haben die Versuche der westdeutschen Regierung 
und der westdeutschen Presse nichts ändern können, die Verfassung 
totzuschweigen oder ihren Inhalt zu verfälschen. Mit besonderem 
Interesse haben westdeutsche Arbeiter, Gewerkschafter und andere 
fortschrittliche Kreise solche Bestimmungen der Verfassung auf
genommen, die die Fragen der Machtausübung der Werktätigen, die 
Grundrechte der Bürger sowie die Rechte der Gewerkschaften be
treffen.

Die herrschenden monopolistischen Kreise Westdeutschlands und 
die Führer der Sozialdemokratischen Partei suchten sich offen in die 
Aussprache über die Verfassung einzumischen. Scheinheilig behaupte
ten sie z. B., durch die neue Verfassung würde angeblich die Spaltung 
Deutschlands vertieft werden. Demgegenüber wurde in der Diskus
sion sichtbar, daß sich das Volk der DDR durchaus im klaren ist, wer 
die Verantwortlichen für die Spaltung Deutschlands sind. Die Tat
sache, daß der Imperialismus unter Führung der USA im Einverneh
men mit Kreisen des westdeutschen Monopolkapitals Deutschland ge
spalten hat, ist ihm sehr gut in Erinnerung. Die Diskussion des Volkes 
über diese Fragen zeigt, wie aussichtslos die Versuche der westdeut
schen Regierung und ihrer sozialdemokratischen Erfüllungsgehilfen 
sind, die historischen Tatsachen zu verfälschen.
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